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VORSCHLÄGE 

Der Haushaltskontrollausschuss ersucht den federführenden Ausschuss für Landwirtschaft 

und ländliche Entwicklung, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu 

übernehmen: 

– unter Hinweis auf den Bericht der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat 

über die Durchführung der Bestimmungen zu Erzeugerorganisationen, Betriebsfonds und 

operationellen Programmen im Obst- und Gemüsesektor seit der Reform von 2007 

(COM(2014)0112), 

– unter Hinweis auf Artikel 18 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates über 

eine gemeinsame Organisation der Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte 

landwirtschaftliche Erzeugnisse1, 

A. in der Erwägung, dass mit der Reform von 2007 die Erzeugerorganisationen im Obst- und 

Gemüsesektor (EO) dadurch gestärkt werden sollten, dass ihnen eine breitere Palette von 

Instrumenten unter anderem zur Prävention und Bewältigung von Marktrisiken zur 

Verfügung gestellt wurde, und dass außerdem das Angebot aufgewertet und konzentriert 

werden sollte, die Qualität und die Wettbewerbsfähigkeit verbessert werden sollten, das 

Angebot an den Markt angepasst und technische Unterstützung für eine 

umweltfreundliche Produktion geleistet werden sollte; 

B. in der Erwägung, dass Anreize für Zusammenschlüsse von EO und von Vereinigungen 

von Erzeugerorganisationen (EO-Vereinigungen) und für die länderübergreifende 

Zusammenarbeit gesetzt wurden, um so die Verhandlungsposition von EO innerhalb der 

Vertriebskette zu stärken; 

C. in der Erwägung, dass EO im Obst- und Gemüsesektor einen Betriebsfonds für die 

Finanzierung von von den Mitgliedstaaten genehmigten operationellen Programmen 

einrichten können; 

D. in der Erwägung, dass diese Finanzmittel von den Mitgliedern der EO oder der EO selbst 

und aus der finanziellen Beihilfe der EU bereitgestellt werden und dass diese 

Kofinanzierung einen Multiplikatoreffekt auslöst, das Engagement der Empfänger fördert 

und dazu beiträgt, dass sie die Finanzmittel sinnvoll einsetzen; 

E. in der Erwägung, dass in manchen Regionen Erzeuger, die den Status einer EO erlangen 

möchten, um Erzeugergruppierungen zu bilden, übergangsweise unterstützt werden 

können, und dass diese Finanzmittel teilweise von der EU erstattet werden können und 

nicht mehr gewährt werden, wenn die Erzeugergruppierung als EO anerkannt ist; 

1. unterstreicht, dass die öffentliche Anhörung zu den politischen Optionen und die 

entsprechende Folgenabschätzung im Zusammenhang mit der Überprüfung der EU-

Regelung für den Obst- und Gemüsesektor, die die Kommission vom 4. Juni 2012 bis zum 

9. September 2012 durchführte, ergeben haben, dass die Weiterführung der Regelung 

                                                 
1 ABl. L 154 vom 17.6.2009, S. 1. 
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mehrheitlich befürwortet wird; 

2. stellt fest, dass den Daten des oben genannten Berichts zufolge 

(a) im Zeitraum 2003-2010 ein leichter Rückgang der Gesamtanbauflächen für Obst und 

Gemüse in der EU (– 6 %) und ein starker Rückgang der Zahl der Obst- und 

Gemüseanbaubetriebe (– 39 %) zu verzeichnen war; 

(b) die durchschnittliche Obst- und Gemüseanbaufläche je Betrieb angestiegen ist; 

(c) ein leichter Rückgang der Obst- und Gemüseproduktion in der EU zu verzeichnen war 

(die durchschnittliche Erzeugung von Obst und Gemüse verringerte sich im Zeitraum 

2008-2010 um 3 % gegenüber dem Zeitraum 2004-2006) und  

(d) im gleichen Zeitraum der Durchschnittswert der Obst- und Gemüseerzeugung zu 

laufenden Preisen leicht angestiegen ist (+ 6,5 %); 

3. begrüßt 

(a) die Steigerung des Organisationsgrads (der Marktanteil des von EO und EO-

Vereinigungen in Verkehr gebrachten Obsts und Gemüses nahm von 34 % im 

Jahr 2004 auf 43 % im Jahr 2010 zu); 

(b) die höhere Attraktivität der EO (der Anteil der Obst- und Gemüseerzeuger, die 

Mitglied einer EO sind, nahm von 10,4 % im Jahr 2004 auf 16,5 % im Jahr 2010 zu) 

und 

(c) die höhere Attraktivität der EO-Vereinigungen, die anhand des raschen Anstiegs der 

Zahl der EO-Vereinigungen in Verbindung mit der erheblichen Zunahme der Zahl und 

des Marktanteils von EO, die einer EO-Vereinigung angehören, nachgewiesen werden 

kann; 

4. bedauert, dass der Organisationsgrad in manchen Mitgliedstaaten nach wie vor gering ist, 

da dort die EO sowohl mit Blick auf die Zahl der angeschlossenen Erzeuger als auch auf 

den Gesamtwert der Markterzeugung klein sind, und dass die meisten Erzeuger 

insbesondere in einigen südlichen Mitgliedstaaten und in einigen Mitgliedstaaten, die der 

EU im Jahr 2004 oder später beigetreten sind, nicht in den Genuss des unmittelbaren 

Nutzens der EU-Regelung für den Obst- und Gemüsesektor kommen; 

5. weist darauf hin, dass der Organisationsgrad in diesem Sektor erhöht werden muss, wobei 

zu berücksichtigen ist, dass dieser Grad in den Gegenden, in denen die Produktion und die 

Vermarktung moderner und stärker exportorientiert sind, deutlich höher ist als in den 

Ländern, die viele Jahre lang keine Gelegenheit hatten, die Betriebsfonds einzusetzen; 

6. ist aus diesem Grund der Ansicht, dass die Attraktivität der Erzeugerorganisationen erhöht 

werden muss, indem die administrativen Hindernisse abgebaut werden, die Unterstützung 

dieser Gruppierungen durch die Europäische Union ausgeweitet wird und Verbesserungen 

bei den Mechanismen für die Krisenbewältigung eingeführt werden; 

7. betont, dass die Bedingungen für die Anwendung der Unterstützungsregelung und die 
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Begründung von Anträgen übertrieben, unpräzise und zahlreichen Kontrollen 

verschiedener Verwaltungsbehörden unterworfen sind, die oft weder kohärent noch 

präzise sind, und dass dies dazu führt, dass manche Kategorien von Partnern aus der 

Regelung ausscheiden bzw. manche EO beschließen, keine operationellen Programme 

einzureichen; weist in diesem Zusammenhang darauf hin, dass die EU-Vorschriften über 

die Anerkennung von EO unbedingt verdeutlicht werden müssen, damit die 

Rechtssicherheit der Regelung sichergestellt ist und keine Unsicherheit bei den Erzeugern 

aufkommt; 

8. unterstreicht, dass das bei der Reform von 2007 festgelegte Ziel eines durchschnittlichen 

Grads von 60 % im Jahr 2013 zu hoch gegriffen und willkürlich war, da mehrere wichtige 

Faktoren wie beispielsweise der Beitritt der osteuropäischen Länder und die erforderliche 

Anpassung der Merkmale des Systems an diese Länder nicht berücksichtigt wurden; 

9. ist besorgt darüber, dass die größten EO – die EO mit einem Umsatz von mehr als 

20 Mio. EUR, also rund 18 % aller EO – etwa 70 % der finanziellen Unterstützung der EU 

erhalten; 

10. vertritt die Auffassung, dass die von BE, CY, CZ, DK, DE, ES, FR, HU, IT, NL, AT, PT 

und UK übermittelten Bewertungsberichte von 2012 das Erfordernis einer Verbesserung 

der operationellen Programme deutlich machen, damit die Produktionskosten optimiert 

werden, die Erzeugerpreise stabilisiert werden und die Attraktivität von EO erhöht wird; 

unterstreicht, dass diese Programm zur Verwirklichung einiger Umweltziele wie zum 

Beispiel der Landschaftspflege, dem Klimaschutz, der Erhaltung der Luft-, Wasser- und 

Bodenqualität und der Verringerung des Abfallaufkommens beitragen; 

11. bedauert die folgenden bei der Festlegung einiger nationaler Strategien ermittelten 

Schwächen: die zu große Zahl der Ziele, die fehlenden konkreten und vorab festgelegten 

Zielvorgaben für die einzelnen Ziele und insbesondere die äußerst geringe operative 

Wirksamkeit der Instrumente zur Krisenprävention und -bewältigung in erster Linie bei 

Ernteversicherungen, bei der Absatzförderung und der Kommunikation sowie bei 

Marktrücknahmen, die hauptsächlich darauf zurückgeht, dass sie zu Lasten anderer 

strukturpolitischer Maßnahmen finanziert werden müssen und die Unterstützung bei 

Marktrücknahmen häufig nicht ausreicht und dass beträchtliche administrative 

Hindernisse bestehen; bedauert, dass diese Instrumente nur für einzelne Marktkrisen 

ausgelegt sind und für die Bewältigung von großen Krisen wie der derzeitigen, durch das 

russische Embargo ausgelösten Krise nicht ausreichen; 

12. ist der Ansicht, dass Vorsorgemaßnahmen festgelegt werden müssen, mit denen dazu 

beigetragen werden könnte, dass EO vorab festgelegte Leistungsindikatoren verstehen, 

korrekt berechnen und anwenden, und unterstreicht, dass häufig zu viele 

Leistungsindikatoren herangezogen werden, wodurch das Verfahren sowohl für die EO als 

auch für die Verwaltung erheblich erschwert wird; vertritt die Auffassung, dass es aus 

diesem Grund viel sinnvoller wäre, auf weniger, aber aussagekräftigere Indikatoren 

zurückzugreifen; 

13. bedauert, dass die Kommission nicht über die Schwächen der Kontrollsysteme für EO und 

für die operationellen Programme berichtet hat, und weist darauf hin, dass der 

Europäische Rechnungshof in seinem Jahresbericht für 2013 Mängel bei der Anerkennung 
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von Erzeugergruppierungen in Polen festgestellt hat; 

14. betont, dass der Generaldirektor der GD AGRI im jährlichen Tätigkeitsbericht der GD für 

2013 einen Vorbehalt mit Blick auf die Anerkennung von Erzeugergruppierungen in 

Österreich, den Niederlanden, Polen und dem VK geltend gemacht hat; nimmt zur 

Kenntnis, dass Schätzungen zufolge bis zu 25 % der gesamten Ausgaben einem Risiko 

ausgesetzt sein könnten; ist in diesem Zusammenhang der Ansicht, dass unbedingt 

ermittelt werden muss, ob ein etwaiger Ausschluss einer EO auf falsche 

Anerkennungsverfahren bei den nationalen Behörden – in diesem Fall müssten diese 

Behörden disqualifiziert werden, da sie die Ziele der Regelung nicht erfüllen – oder auf 

die mangelnde Deutlichkeit der Vorschriften – in diesem Fall müssten die Vorschriften 

klargestellt werden – zurückzuführen ist; 

15. stellt fest, dass das russische Embargo und das im August und im September 2014 von der 

Kommission verabschiedete Programm mit Sondermaßnahmen zur Marktstützung für 

verderbliches Obst und Gemüse deutlich machen, dass die Instrumente zur 

Krisenprävention und -bewältigung unbedingt verbessert werden müssen; 

16. fordert die Kommission auf, darüber Bericht zu erstatten, in welcher Form die Vorschrift 

umgesetzt wurde, wonach mindestens 10 % der Finanzmittel für jedes operationelle 

Programm für Umweltmaßnahmen aufgewandt werden müssen, die über die 

verbindlichen Standards hinausgehen, bzw. jedes Programm mindestens zwei solche 

Maßnahmen enthalten muss. 
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